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CH-3003 Bern, KMU-Forum 

Indirekter Gegenvorschlag (Bundesgesetz über die nachhaltige Unternehmensfüh-
rung) zur Volksinitiative «Für verantwortungsvolle Grossunternehmen – zum Schutz 
von Mensch und Umwelt» 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 
Anlässlich ihrer Sitzung vom 23. April 2026 hat sich unsere ausserparlamentarische Kommis-
sion mit dem Entwurf eines neuen Bundesgesetzes über die nachhaltige Unternehmensfüh-
rung (NUFG) als indirekten Gegenvorschlag zur Volksinitiative «Für verantwortungsvolle 
Grossunternehmen – zum Schutz von Mensch und Umwelt» befasst. Wir danken Herrn Adrian 
Tagmann, Herrn Valerio Di Sauro und Frau Rebecca Zangerl vom Eidgenössischen Amt für 
das Handelsregister (EHRA) sowie Herrn Dr. Niclas Meyer, Seniorberater bei der BSS Volks-
wirtschaftliche Beratung AG, für ihre Teilnahme an dieser Sitzung. Sie haben uns die wesent-
lichen Elemente des Entwurfs bzw. die Ergebnisse der durchgeführten Regulierungsfolgenab-
schätzungen vorgestellt.  
 
Mit der Vorlage werden die Bestimmungen zur Nachhaltigkeitsberichterstattung sowie die vor-
handenen Sorgfaltspflichten im Bereich Konfliktmineralien und Kinderarbeit zu umfassenden 
menschenrechtlichen und umweltbezogenen Berichtserstattungs- und Sorgfaltspflichten wei-
terentwickelt. KMU fallen grundsätzlich nicht in den Anwendungsbereich des neuen Gesetzes 
und sind den Pflichten somit nicht direkt unterstellt. Sie können jedoch Bestandteil der Aktivi-
tätskette bzw. Geschäftspartner von unterstellten Grossunternehmen sein und somit mittelbar 
betroffen werden. Die Vorlage sieht vor, dass sorgfaltspflichtige Grossunternehmen verpflich-
tet sind, KMU angemessen zu unterstützen. Sie dürfen von ihnen ausserdem nur dann Infor-
mationen verlangen, wenn diese anders nicht erhältlich sind.  
 
Die heute geltenden Vorschriften in diesem Bereich werden von den betroffenen Unternehmen 
in der Schweiz als unangemessen empfunden. In der Europäischen Union wurden ähnliche 
Erfahrungen gemacht. Die EU-Kommission hat daher im Rahmen der Omnibus-I-Richtlinie1 

 

1 Richtlinie (EU) 2026/470 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Februar 2026 zur Änderung der 

Richtlinien 2006/43/EG, 2013/34/EU, (EU) 2022/2464 und (EU) 2024/1760 im Hinblick auf bestimmte Anforderun-

gen an die Nachhaltigkeitsberichterstattung und die Sorgfaltspflichten von Unternehmen. 
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beschlossen, ihre Vorschriften grundlegend zu vereinfachen. Unter anderem wurden die 
Schwellenwerte drastisch angehoben und der Kreis der betroffenen Unternehmen stark ver-
kleinert. Die Mitglieder des KMU-Forums begrüssen es, dass die im Vorentwurf vorge-
sehenen neuen Schwellenwerte mit denjenigen der EU angeglichen werden. Was die 
übrigen Bestandteile des neuen Gesetzes betrifft, fordern sie, dass diese keine über die 
EU-Regelung hinausgehenden Elemente enthalten („Swiss Finishes”). Aus diesem 
Grund sind ihrer Ansicht nach unter anderem folgende Anpassungen am Vernehmlassungs-
entwurf erforderlich: 
 
Art. 6, Abs. 2 E-NUFG zu den Sorgfaltspflichten 

Gemäss Art. 11, UAbs. 1, Buchst. c der Corporate Sustainability Due Diligence Directive 
(CSDDD)2 soll ein betroffenes Unternehmen bei der Festlegung geeigneter Massnahmen zur 
Behebung tatsächlicher negativer Auswirkungen berücksichtigen, ob es «in der Lage ist, Ein-
fluss auf den Geschäftspartner zu nehmen, der die potenziellen negativen Auswirkungen allein 
oder gemeinsam mit anderen verursachen kann». 
 
Mit diesem Vorbehalt sollen politisch, kulturell oder religiös bedingte Differenzen in Bezug auf 
die Menschenrechte berücksichtigt werden. Dazu zählen beispielsweise Unterschiede bei den 
Gewerkschaftsrechten, wie sie in einigen asiatischen Ländern bestehen, Unterschiede bezüg-
lich der Gleichstellung in Ländern mit Kastensystemen sowie Unterschiede bezüglich der Ge-
schlechtergleichstellung aufgrund religiöser Normen. Europäische oder Schweizer Unterneh-
men können ausländische Lebenseinstellungen und Rechtsordnungen nicht beeinflussen. Sie 
können lediglich darauf achten, dass ihre Geschäftspartner die lokalen Standards nicht unter-
schreiten. Dieser wichtige Vorbehalt wird im erläuternden Bericht nur indirekt erwähnt. Die 
Mitglieder des KMU-Forums fordern, dass die Regel von Art. 11, UAbs. 1, Buchst. c 
CSDDD in Art. 6 Abs. 2 E-NUFG übernommen wird. Es ist von grosser Bedeutung, dass 
Schweizer Unternehmen auch künftig weltweit Geschäfte tätigen können. Die Einführung 
neuer Sorgfaltspflichten in unserem Rechtssystem darf daher nicht dazu führen, dass Importe 
aus bestimmten Regionen nicht mehr möglich sind oder Schweizer Unternehmen dort keine 
Wirtschaftstätigkeiten mehr ausüben dürfen.  
 
Art. 15-19 E-NUFG zur Haftung 

Nach der Omnibus-Revision der CSDDD sind die EU-Mitgliedstaaten nicht mehr dazu ver-
pflichtet, eine spezifische, EU-weit harmonisierte zivilrechtliche Haftung für Verstösse gegen 
Sorgfaltspflichten einzuführen. In der EU werden die in Art. 29 CSDDD vorgenommenen An-
passungen gemäss der herrschenden Lehre so ausgelegt, dass die Mitgliedstaaten nun nicht 
mehr dazu verpflichtet sind, Haftungsregeln einzuführen3. Die Mitglieder des KMU-Forums 
fordern, die Bestimmungen zur Haftung aus dem Vernehmlassungsentwurf zu strei-
chen. Zudem sollen die geplanten Änderungen des Bundesgesetzes über das Internationale 
Privatrecht angepasst werden.  

 

2 Richtlinie (EU) 2024/1760 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juni 2024 über die Sorgfalts-

pflichten von Unternehmen im Hinblick auf Nachhaltigkeit und zur Änderung der Richtlinie (EU) 2019/1937 und 

der Verordnung (EU) 2023/2859. 

3 Siehe Rn. 88 f. auf S. 25 sowie die Auflistung der Autoren der herrschenden Lehre in Fn. 135 des Rechtsgut-

achtens «Zivilrechtliche Fragen zur Umsetzung der EU-Lieferkettenrichtlinie» vom 17. April 2026 von Dr. Bastian 

Brunk, Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Privatrecht. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202401760
https://www.oxfam.de/dokument/18354/rechtsgutachten-csddd.pdf
https://www.oxfam.de/dokument/18354/rechtsgutachten-csddd.pdf
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Falls der Bundesrat entgegen unserem Antrag eine Haftung vorsehen sollte, stellen wir fol-
gende Eventualanträge: 

- Art. 16 E-NUFG («Haftung für Sorgfaltspflichtverletzung») der Grundvariante sollte ge-
strichen werden. 

- Ebenfalls gestrichen werden sollte Art. 17 E-NUFG zur Solidarhaftung. Alternativ 
müsste eine Regelung zur Verhinderung von „Forum Shopping” (der Auswahl des für 
den Kläger günstigsten Gerichts) vorgesehen werden. Ein Beispiel: Verursachen ein 
Schweizer Unternehmen und ein Unternehmen aus einem Land, in dem keine Haftung vor-
gesehen ist, gemeinsam einen Schaden in Lateinamerika, sollte das Schweizer Unterneh-
men nur anteilmässig haften.  

- Die absolute Verjährungsfrist von Art. 18 E-NUFG sollte von 20 auf zehn Jahre redu-
ziert werden. Andernfalls würden die betroffenen Unternehmen bei Klagen möglicherweise 
nicht mehr über die nötigen Dokumente verfügen. Zudem könnten sich die verantwortlichen 
Mitarbeiter nicht mehr zuverlässig an die Fälle erinnern und wären häufig nicht mehr in den 
betroffenen Unternehmen tätig. Wenn die absolute Verjährung bei 20 Jahren bliebe, würden 
die unter das NUFG fallenden Grossunternehmen von ihren Lieferanten – auch den KMU – 
verlangen, dass diese ihre Dokumente ebenfalls 20 Jahre aufbewahren. Eine solche Ent-
wicklung wäre problematisch und muss verhindert werden.  

- Art. 19 E-NUFG über die Offenlegung von Beweismitteln sollte gestrichen werden. 
Durch diese Bestimmung würden die Hürden für Klagen gegen Schweizer Unternehmen 
deutlich sinken. Dies würde zu erhöhten rechtlichen Risiken für in der Schweiz ansässige 
Unternehmen führen. Zusammen mit den anderen in dieser Stellungnahme identifizierten 
problematischen Aspekten würde dies die Standortattraktivität der Schweiz verschlechtern. 
Es liegt auf der Hand, dass der Wegzug grosser Unternehmen Auswirkungen auf die ge-
samte Schweizer Wirtschaft haben würde, von denen auch die KMU betroffen wären. 
 

Art. 39-41 E-NUFG zu den zusätzlichen Sorgfalts- und Transparenzpflichten bezüglich Mine-
ralien und Metallen aus Konfliktgebieten sowie bezüglich Kinderarbeit 

Der Vernehmlassungsentwurf sieht vor, die geltenden Bestimmungen zur Transparenz über 
nichtfinanzielle Belange (Art. 964a ff. des Obligationenrechts, OR) sowie zu den Sorgfalts-
pflichten bezüglich Mineralien und Metallen aus Konfliktgebieten und Kinderarbeit (Art. 964j ff. 
OR), einschliesslich derjenigen der VSoTr4, mit geringfügigen formellen Anpassungen in das 
neue Gesetz und seine Ausführungsverordnung zu überführen. 
 
Gemäss Art. 4 Abs. 1 Bst. b des Bundesgesetzes über die Entlastung der Unternehmen von 
Regulierungskosten (UEG) müssen die verantwortlichen Einheiten der Bundesverwaltung bei 
der Ausarbeitung von rechtsetzenden Erlassen des Bundes prüfen, ob «höhere regulatorische 
Anforderungen als bei vergleichbaren Regulierungen im Ausland vermieden werden können». 
Im Vergleich zur CSDDD stellen die Artikel 39-41 E-NUFG ein «Swiss Finish» dar. Gemäss 
Art. 4 Abs. 1 Bst. d UEG muss zudem geprüft werden, ob «die betroffenen Unternehmen durch 
die Aufhebung von Regulierungen im gleichen Bereich entlastet werden können».  

 

4 Verordnung über Sorgfaltspflichten und Transparenz bezüglich Mineralien und Metallen aus Konfliktgebieten 

und Kinderarbeit. 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/27/317_321_377/de#part_4/tit_32/chap_6
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/27/317_321_377/de#part_4/tit_32/chap_8
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2021/847/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2024/118/de#art_4
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2024/118/de#art_4
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Angesichts der in dieser Bestimmung vorgeschriebenen One-in-one-out-Regelung ist die 
Überführung der geltenden Bestimmungen des OR in das neue UEG ebenfalls nicht ange-
bracht. Aus diesen beiden Gründen fordern die Mitglieder des KMU-Forums die Strei-
chung der Artikel 39-41 E-NUFG aus dem Entwurf. 
 
Angaben im erläuternden Bericht 

Der Text des erläuternden Berichts erweckt an mehreren Stellen den Eindruck, der Geset-
zesentwurf sei nahezu vollständig mit den EU-Vorschriften harmonisiert. Dies wurde in den 
Medien und von zahlreichen Vernehmlassungsteilnehmern kritisiert.   
 
Gemäss Art. 4 Abs. 2 UEG sind die Ergebnisse der Prüfungen, die im Rahmen der Erarbeitung 
einer Vorlage durchgeführt werden, im erläuternden Bericht zur Vernehmlassung und in der 
Botschaft des Bundesrates festzuhalten. Wir bedauern, dass die „Swiss Finishes” teil-
weise nicht transparent genug dargestellt wurden. Wir fordern eine entsprechende Ver-
besserung in der noch zu erarbeitenden Botschaft. 
 
Gefahr einer Verschlechterung der Lage für KMU 

Wie heute üblich, geben grosse Unternehmen einen Teil ihrer ESG-Aufgaben an kleinere Un-
ternehmen in ihrer Lieferkette weiter. Der vorgelegte Entwurf birgt indirekt die Gefahr einer 
Erhöhung ihrer administrativen Lasten und Kosten. In der Schweiz könnten potenziell mehr 
als 100’000 KMU betroffen sein. Zudem könnten sie in Zukunft aus den Lieferketten der un-
terstellten Grossunternehmen verdrängt werden. Letztere wären je nach Situation faktisch ge-
zwungen, dies zu tun, um ihre Risiken zu reduzieren. Je strenger die Regulierungsauflagen 
werden, desto wahrscheinlicher dürfte eine solche Entwicklung eintreten. 
 
In seiner Medienmitteilung vom 26. November 2025 kündigte der Bundesrat an, seine Anstren-
gungen zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandorts Schweiz fortsetzen 
zu wollen. Hohe Priorität sollen die Verbesserung der allgemeinen Rahmenbedingungen für 
alle Unternehmen sowie ein verstärkter Fokus auf regulatorische Entlastungen geniessen.  
 
Wie in unserer Stellungnahme dargelegt, führt die zur Vernehmlassung gegebene Vorlage 
jedoch zu einer übermässigen Belastung der unmittelbar und mittelbar betroffenen Unterneh-
men. Um den Wirtschaftsstandort Schweiz nicht zu gefährden, fordern wir eine starke Ent-
schlackung des Entwurfs. 
 
Unterstützung der KMU 

In Erfüllung des Postulats Dittli 23.4062 hat der Bundesrat am 5. November 2025 einen Bericht 
verabschiedet. Darin sieht er eine gezielte Weiterentwicklung der bestehenden Unterstüt-
zungsangebote des Bundes für KMU in Nachhaltigkeitsfragen vor. Zudem kündigte er an, die 
Zusammenarbeit mit Wirtschaftsverbänden bei der Unterstützung von KMU intensivieren zu 
wollen. Den Wirtschaftsverbänden kommt bei dieser Aufgabe eine zentrale Rolle zu. Sie ver-
fügen über etablierte Instrumente und branchenspezifische Standards und kennen die Situa-
tion ihrer Mitgliedsunternehmen am besten. Wir sind deshalb der Meinung, dass bestehende 
branchenspezifische Instrumente und Unterstützungsangebote vorrangig genutzt und weiter-
entwickelt werden sollten. Der Bund sollte die Wirtschaftsverbände bei ihren Bemühun-
gen unterstützen und die Entwicklung harmonisierter, branchenübergreifend anerkann-
ter Instrumente fördern. Damit soll erreicht werden, dass bestehende Nachweise, Berichte 
und Zertifizierungen von allen Akteuren, soweit möglich, anerkannt werden, um Doppelspurig-
keiten zu vermeiden. Eine Kopie dieses Schreibens wird an das Ressort «Investitionen und 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2024/118/de#art_4
https://www.vtg.admin.ch/de/newnsb/IthGy5linP3WF-drdHtNh
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20234062
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Unternehmensnachhaltigkeit» des Staatssekretariats für Wirtschaft zugestellt. Dieses ist für 
die Umsetzung des Postulats Dittli 23.4062 zuständig. 
 
Wir hoffen, dass unsere Empfehlungen berücksichtigt werden und stehen für Fragen gerne 
zur Verfügung. 

 
Mit freundlichen Grüssen 

                             

Daniela Schneeberger    
Co-Präsidentin des KMU-Forums   
Nationalrätin, Vizepräsidentin   
des Schweizerischen Gewerbeverbands   
 
    
Kopien an:  

• Kommissionen für Rechtsfragen des Parlaments 

• Staatssekretariat für Wirtschaft, Ressort «Investitionen und Unternehmensnachhaltigkeit»  
 


